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11bne perspektive

Liebe Leser,

mit einem Mal scheint parteiübergreifend 
klar zu sein: Atomkraftwerke sollten so bald 
wie möglich stillgelegt, Erneuerbare so 
schnell es geht ausgebaut werden. Insbeson-
dere Verteilnetze geraten dadurch in den öf-
fentlichen Fokus. Denn dort wird in Zukunft 
nicht nur Energie verteilt und ausgespeist, 
sondern auch dezentral erzeugte Energie 
aufgenommen. Dass die Netze dafür not-

wendigerweise ausgebaut werden müssen, ist Konsens. Doch entge-
gen der seit Jahren immer wieder vorgetragenen Forderung der 
Netzbetreiber nach mehr Geld muss die Handlungsmaxime lauten: 
So viel Ausbau wie nötig, so wenig Kosten wie möglich. Das erfor-
dert – neben radikaler Transparenz im Monopolbereich Netz – eine 
tabulose Suche nach Bereichen, in denen Kostenkompensation 
durch Effizienzsteigerung möglich ist. Denn steigende Kosten wer-
den den Bürgern nur vermittelbar sein, wenn gleichzeitig belegt 
wird, dass Ineffizienzen nicht mehr toleriert werden – weder aus po-
litischen noch sentimentalen Gründen. 

In dieser Ausgabe des bne-kompass nehmen wir die Verteilnetze ins 
Visier und zeigen ganz gezielt jene Potenziale auf, die auf Verteilnetz-
ebene zu heben sind. In einem Grundsatzartikel belegt Dr. Thies 
Clausen, dass Kommunen beim Kauf von Energienetzen wenig zu ge-
winnen, aber viel zu verlieren haben (S. 4). Dass Städte und Ge-
meinden über die Konzessionsabgaben sehr viel Geld verdienen kön-
nen, ohne Eigentümer der Netze sein zu müssen, erläutert Anne 
Köhler auf Seite 8. Dr. Andrea Schweinsberg vom Wissenschaftli-
chen Institut für Infrastruktur und Kommunikationsdienste (WIK) 
konstatiert: Es gibt viele Kleinstnetze, die zu teuer agieren und viele 
Landesregulierungsbehörden, die zu uneinheitlich entscheiden (S. 
16). Die Mehrkosten zahlt am Ende der Verbraucher. In England und 
Frankreich ist man da besser aufgestellt, wie der Ländervergleich 
von Dr. Ferdinand Pavel vom DIW econ zeigt (S. 11). Wie sich diese 
Ungereimtheiten für Neue Energieanbieter auswirken, erklärt Dr. 
Thomas Mecke, Geschäftsführer der lekker Energie GmbH. Er sieht 
die Lösung in einer Verpflichtung der Verteilnetzbetreiber zu transpa-
rentem Handeln und rechtzeitiger Offenlegung der Daten (S. 9). 

Auch der Bundesverband WindEnergie e.V. (BWE) sieht Hand-
lungsbedarf auf Verteilnetzebene: Erneuerbare Erzeuger sollten 
deshalb den Bau von Einspeisenetzen selbst in die Hand nehmen (S. 
14). Zukunftsweisend ist der Vorschlag von Prof. Dr. Joachim Müller-
Kirchenbauer von der Technischen Universität Clausthal: Er sieht 
eine große Chance in verstärkten Kooperationen kommunaler Netz-
betreiber (S. 12).

Ich wünsche Ihnen eine interessante und anregende Lektüre!

Robert Busch
Geschäftsführer
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über das nächtliche Berlin, das gelungene 
Live-Cooking des österreichischen Chefkochs 
Harald Höllrigl regte die Geschmacksnerven 
an und die Jazzband Trikolaus brachte am 
Ende sogar hartgesottene Energiewirtschaft-
ler zum Tanzen. Als Ehrengast des Abends 
betonte der Präsident der Bundeskartellam-
tes, Andreas Mundt, in seiner Keynote ein-

Der geplante Umbau der Energielandschaft ist 
ein gewaltiges Unterfangen mit enormen Kos-
ten: Übertragungsnetze, Verteilnetze und Kup-
pelstellen müssen leistungsfähiger werden. 
Auch auf den anderen Wertschöpfungsstufen 
sind steigende Kosten zu erwarten: Smart Me-
tering verschlingt enorme Summen. Speicher-
technologien müssen erforscht, gebaut und 
bezahlt werden. Die EEG-Umlage ist bereits 
hoch und wird tendenziell noch höher. CO2-
Zertifikate steigen durch den zusätzlichen Be-
darf der Gas- oder Kohlekraftwerke, die – nun 
wohl wieder – als Ersatz für die Kernkraft und 
als Ergänzung der erneuerbaren Energien ge-
braucht werden. Auf eine Wiederkehr des 
niedrigen Börsenpreisniveaus kann nach dem 
forcierten Kernkraft-Ausstiegszenario niemand 
mehr setzen. 

Wo also können Kosten kompensiert werden, 
wo können Effizienzen gehoben, wo alte Feh-
ler beseitigt und neue vermieden werden? 
Hier lohnt ein Blick auf das letzte verbliebene 
Monopol der Energiewirtschaft: das Netz. Ne-
ben der umstrittenen Frage, wie viel Geld Net-
ze verdienen dürfen, rückt als Konsequenz 
des Phänomens „Rekommunalisierung“ zuse-
hends eine zweite Frage in den Fokus: Wie 
wird eine effiziente Struktur der Netze sicher-
gestellt? Bislang wurde die Existenz eines je-
den Netzes – ungeachtet seiner Größe – als 

gegeben angesehen und allein die Netzentgel-
te und diskriminierende Verhaltensweisen un-
tersucht. Das muss sich ändern!

Um nicht falsch verstanden zu werden: Gegen 
den Wunsch einer Kommune, Eigentümer von 
Infrastrukturnetzen zu sein, um eine risikoad-
äquate sichere Verzinsung zu erlangen, ist zu-
nächst nichts einzuwenden. (Und dass für 
Neuanlagen mit 9,29 % vor Steuern eine ver-
lockende Verzinsung gegeben ist, zeigt ein 
vergleichender Blick auf andere ebenfalls als 
risikoarm geltende Anlagen: Die Benchmark 
Bundesbank beträgt bei Restlaufzeit über 
sieben Jahre nicht einmal 3,5 % vor Steuern. 
Die Inhaberschuldverschreibungen auf kom-
munaler Ebene zur Finanzierung von Energie-
Projekten, die risikoreicher sind als bloßer 
Netzbetrieb, liegen bei 4 % vor Steuern.) Die-
se sichere Art der Geldanlage im Monopol be-
darf im Gegenzug der Kontrolle – was uns zur 
Kernfrage zurückbringt: Wo kann mittels effizi-
enterer Strukturen gegengesteuert werden, 
wo herrscht bisher noch keine ausreichende 
Transparenz? Nachdem auf der Übertragungs-
ebene weitgehende Veränderungen stattge-
funden haben, wendet sich der Blick aktuell 
wieder auf die Verteilnetze, auf deren Ebene 
alles andere als klare Sicht herrscht. Stattdes-
sen leistet man sich an dieser zentralen Stelle 
unserer Wirtschaftsinfrastruktur hunderte von 

Fusion statt Fission

mal mehr und sehr eindrucksvoll: Die Kartell-
wächter stehen hinter den Neuen Energiean-
bietern – der Kampf für weiter wachsenden 
Wettbewerb erfolgt Seite an Seite. Doch 
nicht nur Freude teilte er mit dem bne an 
diesem Abend, sondern auch ein wenig Leid: 
„Der Trend zu Rekommunalisierung“, so 
Mundt, „bereitet mir große Sorge!“.

Reservaten kleiner und kleinster Netze, inte-
griert geführt mit den im Wettbewerb stehen-
den Vertriebsschwestern, durch mannigfache 
Ausnahmen geschützt vor Regulierung und Ef-
fizienzvergleichen. Und vor Transparenz 
„schützt“ man sich durch die Legende vom 
Geschäftsgeheimnis im Monopolbereich. 

Man staunt: Stromnetze sind eine der volks-
wirtschaftlich wichtigsten Ressourcen und 
durch nichts zu ersetzen – ihr Umbau ist ei-
ne der größten und kapitalintensivsten Her-
ausforderungen der Gegenwart. Doch statt 
eines straffen Effizienzkonzeptes bietet 
Deutschland das in Europa einmalige Bild ei-
ner überkommenen Mischung kleinteiligster 
Monopolstrukturen, eingebettet in integrierte 
Unternehmen. Solche Strukturen stehen 
längst in der Pflicht zu beweisen, dass sie für 
die effiziente Bewältigung der genannten Auf-
gaben geeignet sind. Sie müssen sich die Fra-
ge gefallen lassen, ob wirklich alles getan ist, 
um Netzentgelte – bei allen berechtigten Kos-
ten für den Netzausbau – so niedrig wie 
möglich zu halten! Immer mehr Gutachten 
stellen dies in Frage. Die Antwort fällt ein-
fach aus: Geld nur gegen Transparenz! Gera-
de weil der Netzumbau so viel Geld kosten 
wird, kann er nur mit zeitgemäßen effizien-
ten und vor allem transparenten Strukturen 
gelingen.

Ein Kommentar von Robert Busch

KR

Hoch hinaus
bne-Neujahrsempfang 2011

Über den Dächern Berlins hatte der bne zu 
seinem diesjährigen Neujahrsempfang gela-
den. Zum ersten Mal außerhalb der eigenen 
Geschäftsstelle feierten die Neuen Anbieter 
am 24. Februar mit 200 geladenen Gästen 
aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft, aus 
Verbänden, Ministerien und Medien. Die Sky-
lounge im ewerk Berlin eröffnete den Blick 



bne fokus

Fokus Verteilnetze
bne fordert Transparenz und Effizienz

Zwei Zahlen genügen, um die Situation zu verstehen und den Hand-
lungsbedarf zu erkennen: Während die Briten mit exakt 12 Verteil-
netzbetreibern auskommen, leistet sich Deutschland 1.561 unter-
schiedliche Betreiber von Gas- und Stromverteilnetzen. Es kommt 
noch schlimmer: Über 90 Prozent dieser Netzbetreiber sind so klein, 
dass sie von jenen gesetzlichen Regeln ausgenommen sind, die für 
neutralen Netzbetrieb sorgen sollen. 

Die komplexen Folgen dieser unguten Situation für Wettbewerb und 
Neue Anbieter schildern bne-Experten auf den folgenden Seiten des 
bne fokus:

bne fokus 1:
Rekommunalisierung - Mythos und Realität   Seite 05

bne fokus 2:
Konzessionsabgaben - Cash Cow der Kommunen  Seite 08

bne fokus 3:
Holpriger Wettbewerb durch undurchsichtige Netzstruktur Seite 09



In einem Grundsatzartikel räumt Dr. Thies Clausen, Netzexper-
te des Bundesverbandes Neuer Energieanbieter e.V., mit den ge-
betsmühlenartig vorgetragenen Mythen der Rekommunalisie-
rungs-Jünger auf. Sein Fazit: Der Rückkauf der Energienetze 
bringt den Kommunen weder Einfluss auf den Energiemix noch 
auf die Energiepreise. Stattdessen werden sie als Netzbetreiber 
mit komplexen Anforderungen konfrontiert, denen sie umso we-
niger genügen können, je kleiner sie sind.

Rekommunalisierung

Mythos und Realität

Was ist Rekommunalisierung? 

In Deutschland schließen die Gemeinden 
Konzessionsverträge mit Unternehmen, die 
das Gas- oder das Stromverteilnetz betrei-
ben – so sieht es das Energiewirtschaftsge-
setz (EnWG) vor. In diesen Konzessionsver-
trägen räumt die Gemeinde dem Verteil-
netzbetreiber Wegenutzungsrechte ein, oh-
ne die die Verlegung von Leitungen und 
der Betrieb der Netze nicht möglich sind 
(siehe zum Thema Konzessionsabgaben 
auch S. 8). Für maximal zwanzig Jahre dür-
fen Gemeinde und Verteilnetzbetreiber sich 
durch den Konzessionsvertrag aneinander 
binden. 

Diese Regelung ist der rechtliche Hinter-
grund dessen, was unter Rekommunalisie-
rung verstanden wird: Der aktuelle Trend, 
dass Gemeinden nach Ablauf eines Konzes-
sionsvertrages ihren eigenen, kommunalen 
Unternehmen das Recht auf den Netzbe-
trieb einräumen. In Deutschland gibt es 
über 1.500 Gas- und Stromverteilnetzbe-
treiber, mit denen die Gemeinden schät-
zungsweise 20.000 Konzessionsverträge 
geschlossen haben. Einige Verteilnetzbe-
treiber unterhalten größere Verbundnetze, 
die den Netzbetrieb mehrerer Gemeinden 
auf sich vereinen. Im internationalen Ver-
gleich ist die Fragmentierung der deut-
schen Verteilnetzlandschaft allerdings be-
trächtlich und weist eine steigende Ten-
denz auf. Ein weiterer Schub ist für das lau-
fende und das kommende Jahr zu 
erwarten, denn knapp 3.000 Konzessions-
verträge laufen in diesen beiden Jahren 
aus. Hält der Trend zur Rekommunalisie-
rung an, wird die Zahl der Verteilnetze er-
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heblich steigen: Kleinere Verteilnetze wer-
den dann aus den größeren Verbundnet-
zen herausgelöst und von neu entstehen-
den kommunalen Netzbetreibern übernom-
men. 

Wie ist der Rekommunalisierungstrend, 
wie die Fragmentierung der Verteilnetze zu 
bewerten? Sortieren wir die Argumente in 
einer von Missverständnissen geplagten 
Debatte.  

Woran ist der Trend zur 
Rekommunalisierung 
grundsätzlich zu messen? 

Sauber, preiswert und sicher soll die Ener-
gieversorgung der Zukunft sein. So sieht 
es das europäische und das nationale 
Energierecht vor und so ist es weitreichen-
der gesellschaftlicher Konsens. Doch hält 
dieser Konsens weniger ein Ziel als einen 
Zielkonflikt fest. Zwei Eckpunkte des ener-
giepolitischen Zieldreiecks lassen sich 
schon heute erfüllen – unter Aufopferung 
des jeweils dritten. Das lässt sich auch so 
wenden: Unsere Energieversorgung wird 
bis auf Weiteres nur in dem Maße sauber 
und sicher sein können, wie es gelingt, ih-
re Kosten unter Kontrolle zu halten. Und 
deshalb gehören sämtliche energiewirt-
schaftliche Strukturen auch auf den Prüf-
stand der Wirtschaftlichkeit. Das gilt vor 
allem für die Verteilnetze im Strom- und 
Gasbereich. Besondere Aufmerksamkeit 
verdienen sie, weil Energienetze natürli-
che Monopole darstellen und ihre Bewirt-
schaftung deshalb reguliert wird. Auf die 
disziplinierende Wirkung des Wettbewerbs 
kann man im Netzbereich also nicht hof-

fen. Hinzu kommt die besondere Funktion 
des Netzbetriebs im Rahmen der liberali-
sierten Energiewirtschaft. Netzen kommt 
die Rolle neutraler Plattformen für die 
wettbewerblich organisierten Wertschöp-
fungsstufen Erzeugung, Handel und Ver-
trieb zu. Ist diese Neutralität im Netzbe-
reich nicht gegeben, strahlt dies negativ 
auf alle anderen energiewirtschaftlichen 
Bereiche aus. Mit einem möglichst kosten-
günstigen Netzbetrieb und den Neutrali-
tätserfordernissen sind wichtige Kriterien 
benannt, an denen sich der gegenwärtige 
Rekommunalisierungstrend messen lassen 
muss.

„Ein Neuer Anbieter muss für den 
Aufbau eines bundesweiten Vertrie-
bes derzeit 1.561 Lieferantenrah-
menverträge abschließen.“

Begleiten wir mit diesen Kriterien im Hin-
terkopf gedanklich den Rekommunalisie-
rungsprozess: Hat eine Gemeinde dem ei-
genen Stadtwerk den Zuschlag für den 
Verteilnetzbetrieb erteilt, sind teils erhebli-
che technische und leitungsbauliche Maß-
nahmen nötig, um die autonome Schalt-
barkeit des Verteilnetzes herzustellen, das 
zuvor Bestandteil eines größeren Verbund-
netzes war. Die anfallenden Ausbindungs-
kosten werden über Netzentgelte auf die 
Endverbraucher umgelegt, damit steigen 
die Energiepreise, ohne dass sich die Qua-
lität der Versorgung verbessert. Durch 
Ausbindungen entstehen gleichzeitig rela-
tiv kleine Netze. Dadurch können Skalen-
effekte beim Netzbetrieb nicht gehoben 
werden. Die Kosten für die Abwicklung 
der Betriebsprozesse, für Wartung, Ein-
kauf und Planung des Netzausbaus sind 
höher, wenn sie nicht über größere Netze 
verteilt werden können. Aus diesen grund-
legenden betriebswirtschaftlichen Grün-
den ist unbestreitbar, dass kleinere Netz-
betreiber vergleichsweise ineffizient sind. 
Dieser Punkt sollte nicht bagatellisiert wer-
den, er führt zu erheblichen Mehrkosten, 
die der Endkunde über die Netzentgelte 
zahlt (siehe dazu S. 16).



Auch die durch Rekommunalisierungen wei-
ter wachsende Anzahl der Verteilnetzbetrei-
ber ist wirtschaftlich problematisch. Sie 
stellt eine enorme Markteintrittsbarriere 
für Neue Energieanbieter dar und dämpft 
die Aktivitäten existierender Marktteilneh-
mer. Beim Aufbau eines deutschlandweiten 
Vertriebs von Energie entstehen extrem ho-
he Transaktionskosten. So muss beispiels-
weise ein Neuer Energieanbieter gegenwär-
tig für den Aufbau eines bundesweiten 
Strom- und Gasvertriebs allein 1.561 
Lieferantenrahmenverträge abschlie-
ßen. Wer sich von dieser überwältigen-
den Komplexität nicht abschrecken 
lässt, konzentriert sich zumeist auf die 
größeren Verteilnetze. Diese Verhältnis-
se führen zu generell geringerer Wett-
bewerbsintensität, insbesondere in klei-
nen Netzen (siehe dazu den Beitrag der 
lekker Energie S. 9). Dies wirkt wieder-
um kostentreibend für Endkunden. Ak-
tuelle Schätzungen gehen von fünf Milli-
arden Euro (!) unnötiger Mehrkosten 
pro Jahr aus, die schon jetzt durch die 
kleinteilige Verteilnetzstruktur in 
Deutschland verursacht werden. 

Diese nachteiligen Effekte der Rekom-
munalisierung werden dadurch ver-
schärft, dass eine wirksame Entflech-
tung auf Verteilnetzebene nur ansatz-
weise stattgefunden hat. Damit Netz-
betreiber wirklich neutral agieren, ist 
ihre Entflechtung von anderen Wert-
schöpfungsstufen von essentieller Be-
deutung für die liberalisierte Marktord-
nung. Folgerichtig ist sie deshalb im 
EnWG als Normalfall vorgesehen. Für 
Verteilnetze mit weniger als 100.000 
angeschlossenen Kunden sieht das 
EnWG eine Ausnahmeregelung vor. Tat-
sächlich kann von einer Ausnahme aller-
dings keine Rede mehr sein: Heute fallen 
deutlich über neunzig Prozent der Verteil-
netzbetreiber unter diese De-minimis-Re-
gelung. Damit ist der eigentliche Ausnah-
mefall zum Normalzustand geworden. 
Netzbetreiber haben dadurch keinerlei An-
reize, neutral zu agieren, das genaue Ge-
genteil ist der Fall: Vertikal integrierte 
kommunale Energieversorgungsunterneh-
men stellen sich nicht dann am besten, 
wenn sie ihr Netz diskriminierungsfrei be-
treiben, sondern wenn sie ihren verbunde-
nen Vertrieb begünstigen. Hierzu die re-
präsentative Stimme eines unserer Mit-

gliedsunternehmen: „Die meisten Diskrimi-
nierungen im Netz erfahren wir von kommuna-
len integrierten Versorgern, oft mit obrigkeitli-
cher Anmaßung. Dort wo der Netzbetrieb auch 
gesellschaftsrechtlich entflochten ist und ein 
Netzbetreiber mehrere Grundversorger ab-
deckt (also keine 1:1 Beziehung mehr mit dem 
Vertrieb besteht), entwickelt sich zügig Profes-
sionalität und damit Fairness im Umgang mit 
Drittlieferanten.“

Es ließen sich an dieser Stelle weitere Proble-
me diskutieren, die der Trend zur Rekommu-
nalisierung mit sich bringt oder verschärft. 
Da ist an die Frage nach der Innovationsfä-
higkeit und der Investitionskraft kommunaler 
Netzbetreiber in Zeiten der notwendigen Er-
tüchtigung der Verteilnetze zu denken; da ist 
die vom Bundeskartellamt verurteilte Diskri-
minierung von Drittlieferanten im Zusammen-
hang mit der Erhebung der Konzessionsabga-
be (siehe auch hierzu S. 8); da sind die vie-
len Beispiele kommunaler Netzbetreiber, die 
schlichtweg zu klein zu sein scheinen, um 
den erforderlichen Professionalitätsgrad für 
die gestiegenen Anforderungen des Betriebs 

moderner Verteilnetze zu erreichen; da ist 
die offenbar weniger strenge Regulierung 
kleiner Verteilnetzbetreiber durch Landesre-
gulierungsbehörden (siehe auch hierzu 
S. 16). Zu all diesen Themen gäbe es noch 
viel zu sagen, um aber ein Zwischenfazit zu 
fällen, ist das nicht nötig: Die Tendenz zur 
Rekommunalisierung geht ganz klar zu Las-
ten des Wettbewerbs, zu Lasten volkswirt-
schaftlicher Effizienz und zu Lasten der End-
verbraucher. 

Was spricht für 
Rekommunalisierungen? 

Oder besser: Welche Argumente brin-
gen ihre Befürworter vor? Eine Ana-
lyse offenbart, dass weder im öffentli-
chen, noch in Teilen des politischen 
Diskurses, noch unter kommunalen 
Entscheidungsträgern bisher ausrei-
chend durchgedrungen ist, was Re-
kommunalisierung unter den Bedin-
gungen des liberalisierten Energie-
marktes tatsächlich bedeutet. Die 
meisten Bürger überschätzen die Ge-
staltungsmöglichkeiten, die mit dem 
Rückkauf von Netzen verbunden sind. 
Kämmerer schielen oft neidvoll auf die 
Einnahmen von Kommunen mit eige-
nen Stadtwerken, ohne nach der Art 
der Einnahmen zu differenzieren. Ge-
meinderäte, die nur alle zwanzig Jah-
re mit dem Konzessionsvertrag be-
fasst sind, müssen häufig auf Berater 
und deren Interpretation des Gemein-
dewohls zurückgreifen.

Um zumindest den meistverbreiteten 
Rekommunalisierungsmythen entge-
genzutreten, nachfolgend einige Fest-
stellungen zum Netzbetrieb in der libe-

ralisierten Energiewelt:  

1. Bei der Übernahme der Netze werden 
keine Endkunden übernommen. 
Der Kauf eines Netzes berührt die Ver-
tragsverhältnisse zwischen Energielie-
feranten und Endkunden in keiner Wei-
se. Der kommunale Netzbetreiber ist 
verpflichtet, den Lieferanten das Netz 
für die Endkundenbelieferung zur Ver-
fügung zu stellen. Ein neu gegründe-
tes Stadtwerk muss seinen Vertrieb, 
insbesondere seinen Kundenstamm, 
mit ungewissen Erfolgsaussichten voll-
ständig neu aufbauen. 
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rer Energien nötige Netzausbau erfor-
dert den Aufbau von Systemen und 
Know-how. Dies ist komplex und 
kostspielig, im Falle eines Misserfolgs 
drohen regulatorische Sanktionen: Die 
in der Netzregulierung festgelegte Ma-
ximalrendite, mit der bei Rekommunali-
sierungsprojekten gerne gerechnet 
wird, erhalten nur effiziente Netzbetrei-
ber. Die Kommune geht mit dem Netz-
betrieb also ein unternehmerisches Ri-
siko ein. 

Es sollte deutlich geworden sein: Die von 
Befürwortern der Rekommunalisierung zu-
meist vorgebrachten Argumente verfehlen 
die Realitäten des Verteilnetzbetriebs. Vor 
der Liberalisierung wurde in den Konzessi-
onsverträgen das ausschließliche Recht 
zur Versorgung von Letztverbrauchern im 
Gemeindegebiet konzessioniert. Heute ist 
die Konzession ausschließlich netzbezogen 
und die Netzentgelte, die durch den Netz-
betrieb erzielt werden,  sind auch noch re-
guliert. Besteht tatsächlich der ernsthafte 
politische Wille zu kommunalem Engage-
ment in den Bereichen Energieeffizienz 
und erneuerbare Energien, muss und soll-
te er sich auf andere Weise als ausgerech-
net durch den Kauf des Verteilnetzes ma-
nifestieren.

„Die Zersplitterung der Netze und 
die Umgehung von Entflechtungs-
vorschriften sind ineffizient und 
wettbewerbsfeindlich.“

Gelegentlich wird Rekommunalisierung 
auch als sozial geboten oder besonders ge-
meinwohlorientiert dargestellt, oft spielt 
dann der Begriff der Daseinsvorsorge eine 
wichtige Rolle. Gerne wird argumentiert, 
nur der kommunale Besitz der Netze garan-
tiere die Versorgung mit dem existentiellen 
Gut Energie. Das ist schlichtweg falsch: 
Denn für kommunale und nicht-kommuna-
le Netzbetreiber gelten exakt die gleichen 
Regeln. So ist beispielsweise jeder Netzbe-
treiber verpflichtet, Endkunden an sein 
Netz anzuschließen (Allgemeine Anschluss-
pflicht gem. § 18 Abs. 1 EnWG). Es gibt 
keinerlei Hinweis darauf, dass kommunale 
Unternehmen diese Rolle besser wahrneh-
men als nicht-kommunale. 

Darüber hinaus herrscht offenbar die diffu-
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2. Durch die Rekommunalisierung kann die 
Kommune keinen Einfluss auf die 
Energiepreise nehmen. Die Kosten für 
Strom- und Gaslieferung sind Gegen-
stand von Verträgen zwischen Lieferan-
ten und Endverbrauchern. Energie- und 
Umsatzsteuer, EEG- und KWK-Umlage 
sowie die Konzessionsabgabe sind unab-
hängig vom Eigentum am Netz. Die 
Netzentgelte werden von der Bundes-
netzagentur reguliert. Dass ein neuer 
Netzbetreiber zu Gunsten der Kunden 
die behördlich genehmigten Netznut-
zungsentgelte unterschreitet, ist bisher 
nicht vorgekommen. Würden mit Profi-
ten aus dem Netzbetrieb die Energieprei-
se eines ggf. ebenfalls vorhandenen 
kommunalen Vertriebs gesenkt, läge so-
gar ein Fall illegaler Quersubventionie-
rung vor.

3. Durch die Übernahme der Netze erhält 
die Kommune keinen Einfluss auf 
den Energiemix – insbesondere die 
Förderung dezentraler und erneuerbarer 
Erzeugung lässt sich durch den Netz-
kauf nicht erreichen. Die tatsächlich und 
rechtlich vorgesehene Rolle des Verteil-
netzbetreibers besteht ausschließlich 
darin, Energie diskriminierungsfrei zu 
transportieren. Statt vom Netzbetrieb ist 
der Energiemix von Investitionsentschei-
dungen im Erzeugungssektor und im 
Rahmen des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes abhängig, vom Handel und vom 
Vertrieb der Energieprodukte an die End-
kunden. In diesen vom Netz unabhängi-
gen energiewirtschaftlichen Bereichen 
können und sollen sich kommunale Un-
ternehmen betätigen – mit dem Netzbe-
trieb haben solche Aktivitäten nichts zu 
tun.  

4. Kommunen haben ohnehin das Recht 
zur Erhebung von Konzessionsab-
gaben, unabhängig davon, ob die Kom-
mune selbst oder ein Dritter das Netz 
betreibt. Auch in diesem Bereich bringt 
die Rekommunalisierung damit keine 
Vorteile (siehe dazu S. 8).

5. Der Netzbetrieb stellt heute höhere An-
forderungen an den Betreiber als noch 
zu gebietsmonopolistischen Zeiten: 
Die Koordination der Akteure auf den 
verschiedenen Wertschöpfungsstufen 
und der für die Integration erneuerba-

se Vorstellung, ein kommunaler Netzbe-
treiber würde sich sozialer verhalten, bei-
spielsweise die Lieferung von Energie im 
Fall von Zahlungsverzug nicht so schnell 
einstellen wie etwa ein privates Unterneh-
men. Das ist aber schon deshalb unzutref-
fend, weil nicht der Netzbetreiber, son-
dern der Energielieferant diese Entschei-
dung trifft. In solchen Fällen sorgen in 
Deutschland die Grundversorgungspflicht 
und die Sozialgesetzgebung grundsätzlich 
dafür, dass Endverbraucher nicht ohne 
Strom und Gas dastehen können; die be-
sonderen Schutzanforderungen, die mit 
dem Begriff der Daseinsvorsorge gerne in 
Verbindung gebracht werden, sind schon 
allein durch diese Rechtsvorschriften er-
füllt. Vor allem aber gilt: Die Frage, wer 
das Netz betreibt, hat mit all dem nichts 
zu tun. 

Die Zersplitterung der Netze und die Um-
gehung von Entflechtungsvorschriften 
sind schlichtweg ineffizient und wettbe-
werbsfeindlich. Die Mittel, die hier ver-
schwendet werden, müssen die End-
kunden zahlen. Das engt den Spielraum 
für mögliche nächste Schritte hin zu einer 
sauberen und sicheren Energieversorgung 
der Zukunft ein.

Was also ist zu tun?

Unternehmerische Entscheidungen orien-
tieren sich im Bereich der Netze nicht an 
den Strukturen und Prozessen der erfolg-
reichsten Wettbewerber, sondern richten 
sich an den Regeln und Anreizen der 
staatlichen Netzregulierung aus. Die An-
reizregulierung und sonstige einschlägige 
Normen müssen deshalb so ausgestaltet 
werden, dass die Netzbetreiber nur dann 
die gesetzlich festgelegte Maximalrendite 
erreichen, wenn sie effizient, neutral und 
mit hoher Qualität operieren. Die gegen-
wärtigen Regeln, die auf die „nachsichtige-
re“ Regulierung oder geringere Entflech-
tungsanforderungen kleiner Netzbetreiber 
hinwirken, weisen in die falsche Richtung. 
Es wäre fatal, die Standards des Netzbe-
triebs weiter an die geringe Leistungsfä-
higkeit kleiner Verteilnetze anzupassen. 
Stattdessen müssen sich die Standards an 
den besten Netzbetreibern orientieren 
und sukzessive gesteigert werden. 

TC
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Anzeiger

Die Konzessionsabgabe auf Strom- 
und Gaslieferungen spülte nach Anga-
ben des Landesrechnungshofes  Schles-
wig-Holstein 2008 mit 3,9 Milliarden 
Euro rund 400 Millionen Euro mehr als 
im Jahr 2006 in die Kassen von Städ-
ten und Gemeinden – und das völlig 
unabhängig von der Frage, ob diese 
Kommunen Eigentümer der Netze wa-
ren.

Bezahlt wird die Abgabe von Verbrauchern, 
denen mit ihrer Strom- und Gasrechnung 
nicht nur der Transport (Netzentgelte), die 
Erzeugung und der Einkauf (Energiepreis) 
der Energie in Rechnung gestellt werden, 
sondern zusätzlich noch Steuern, Umlagen 
und eben jene Konzessionsabgabe. Die Hö-
he der zu zahlenden Konzessionsabgabe le-
gen Gemeinde und Netzbetreiber in einem 
Konzessionsvertrag fest, in dem sie sich in 
der Regel auf die in der Konzessionsabga-
benverordnung (KAV) definierten Höchstsät-
ze einigen. Der Lieferant des Kunden muss 
die Abgabe mit der Netznutzungsabrech-
nung an den Netzbetreiber überweisen.

„Reduzierter Energieverbrauch ist 
nicht kompatibel mit einer 
verbrauchsabhängigen Abgabe!“

Doch statt – vor dem Hintergrund bestän-
dig steigender Energiepreise – über eine 
Senkung dieser willkürlich festgelegten Ab-
gabe nachzudenken, wird in Gemeinderä-
ten und Landtagen über die „Gefahr“ sin-
kender Konzessionsabgabeneinnahmen de-
battiert. Dabei gäbe es eine Menge zu ver-
bessern und grundlegende Strukturen zu 
erneuern: Denn die heute geltende KAV 
stammt größtenteils noch aus dem Jahr 
1992 – und damit aus einer Zeit, in der die 
Trennung von Netz und Vertrieb noch Zu-
kunftsmusik war. Damals beherrschten 
Energieversorgungsunternehmen als inte-
grierte Monopolisten die Szenerie, für die 
es einerlei war, ob Netz oder Vertrieb han-
delte. Heute, 13 Jahre nach der Liberalisie-
rung, und sechs Jahre nach Einführung ei-
ner Regulierungsbehörde, ist der Grundge-
danke des neutralen Netzes allgemein an-

erkannt. Dennoch bezieht sich die KAV – 
die heute ausschließlich das Netz betrifft – 
auf Vertragsangebote des Vertriebes. Ein 
anachronistischer Zustand.

Darüber hinaus besteht ein konzeptionelles 
Problem: Die Konzessionsabgabe entfällt 
im Grundsatz auf die Menge der durchgelei-
teten Energie. Doch die Höhe der Abgabe 
variiert je nach Vertragsart und Ver-
brauchsstruktur des Kunden sowie Ein-
wohnerzahl der Gemeinde. Daraus resul-
tiert eine schier unüberschaubare Situati-
on: Während die Höchstsätze für Stromlie-
ferungen zwischen 2,39 Cent und 0,11 
Cent je Kilowattstunde (kWh) und im Gas-
bereich zwischen 0,72 und 0,03 Cent je 
kWh liegen, zahlen industrielle Größtabneh-
mer von Strom und Gas gar keine Konzessi-
onsabgabe. Auch der Verbrauch während 
der Schwachlastzeit wird mit einer geringe-
ren Abgabe abgerechnet. Die individuelle 
Belastung durch die Konzessionsabgabe 
fällt damit sehr unterschiedlich aus. In der 
Folge setzt diese extreme Spreizung der 
Abgabesätze große Anreize, über die An-
passung von Verbrauch, Leistung oder Ver-
tragsverhältnis in die Gruppe eines niedri-
geren Höchstsatzes wechseln zu können. 
Entsprechend ist die Auslegung der Höchst-
sätze zwischen den (Endkunden beliefern-
den) Lieferanten und Netzbetreibern häu-
fig umstritten.

Problematisch ist etwa die Einordnung der 
Gaskunden: Für Gasverbrauch zum Ko-
chen oder zur Warmwasserbereitung wird 
mehr als die doppelte Konzessionsabgabe 
fällig als zu Heizzwecken. Kunden mit Son-
derverträgen nach § 2 Abs. 3 Nr. 2 KAV 
zahlen im Vergleich zu Kunden mit Tarifver-
trägen im Schnitt nur ein Zehntel der Kon-
zessionsabgabe. Was gesetzlich eigentlich 
klar geregelt scheint, wird durch Nebenab-
reden zwischen Kommune und Netzbetrei-
ber oft außer Kraft gesetzt: Um ein Mindest-
aufkommen aus der Konzessionsabgabe 
für die Kommune abzusichern, werden in 
diesen Nebenabreden zum Konzessionsver-
trag eigene Regelungen zu Kunden- oder 
Mengenabgrenzungen zwischen Tarif- und 
Sondervertragskunden getroffen – und 

das ohne Rechtsgrundlage. Den Preis für 
dieses eigenmächtige Verhalten zahlen 
zum einen die Verbraucher, die eine höhe-
re Abgabenbelastung zu schultern haben, 
zum anderen die konkurrierenden Lieferan-
ten, die Wettbewerbsnachteile aufgrund 
nicht veröffentlichter Nebenabreden erlei-
den. Vollständige Transparenz könnte die 
Nachteile der Lieferanten in diesem Be-
reich zwar zunächst heilen – grundsätzlich 
bedarf es jedoch der Schaffung eindeuti-
ger, messbarer und bundesweit einheitli-
cher Bezugsgrößen für die Konzessionsab-
gaben. 

„Wir brauchen eindeutige, messba-
re und bundesweit einheitliche Be-
zugsgrößen!“

Die KAV stößt also schon heute an ihre 
Grenzen. Betrachtet man die zukünftigen 
Herausforderungen des Energiemarktes, 
wie etwa die Steigerung der Energieeffizi-
enz und die Einführung lastvariabler Tarife, 
wird deutlich: Ein reduzierter und intelligen-
ter Energieverbrauch auf der einen und ei-
ne verbrauchsabhängige Abgabe auf der 
anderen Seite sind völlig inkompatibel. 
Was würde etwa bei einem Ansturm auf 
zeitvariable Stromtarife passieren, zu de-
ren Angebot Lieferanten seit Jahresbeginn 
gesetzlich verpflichtet sind? Die Konzessi-
onsabgabe für Stromverbrauch in der 
Schwachlastzeit beträgt teilweise nur ein 
Viertel des Höchstsatzes für den Stromver-
brauch außerhalb dieser Zeit. Oder wie 
wird sich die Umsetzung von Energieein-
sparmaßnahmen im Gebäudebereich auf 
den Gasabsatz im Wärmemarkt und damit 
auf das Aufkommen der Konzessionsabga-
be auswirken? Der Gasverbrauch eines Pas-
sivhauses ist etwa so niedrig wie der Ver-
brauch eines Kochgaskunden. 

Als Ergebnis bleibt festzuhalten, dass die 
KAV in ihrer jetzigen Fassung die Energie-
einsparanstrengungen der Kunden gerade-
zu torpediert. Es wird höchste Zeit, das 
Konzessionsrecht an die Herausforderun-
gen der künftigen Energieversorgung anzu-
passen. AK

Konzessionsabgaben 

Cash Cow der Kommunen
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Die lekker Energie hat ihre Wurzeln als 
ehemalige Nuon Deutschland in den Nie-
derlanden. Dort ist die Liberalisierung des 
Energiemarktes schon wesentlich weiter 
fortgeschritten. Hierzu gehört eine durch-
gehende, mithin eigentumsrechtliche Tren-
nung der Übertragungs- und Verteilnetze 
von den wettbewerblichen Wertschöp-
fungsstufen. Zu diesem Schritt hatte sich 
die niederländische Politik entschlossen, 
um die Grundvoraussetzung für eine neu-
trale Netznutzung zu schaffen – und das, 
obwohl die dortige Struktur der Verteilnet-
ze homogener und weniger kleinteilig ist 
als hierzulande. 

Die Situation in Deutschland mit einigen 
sehr großen, aber auch einer Vielzahl 
kleinster integrierter Netze hat die lekker 
Energie davon abgehalten, einen Vertrieb 
mit einer flächendeckenden Belieferung 
aufzubauen, da dieser weder effizient noch 
konkurrenzfähig wäre. Konkret hat sich die-
se kritische Bewertung in unserem Metro-
polenkonzept niedergeschlagen. Das heißt, 
wir gehen gezielt in Ballungsräume, inner-
halb derer die einzelnen Netzentgelte und 
Konkurrenzangebote den maßgeblichen 
Rahmen bilden für die Gestaltung unserer 

Tarife im Strom- und Gasmassenmarkt. Auf 
diese Weise können wir über eine begrenz-
te Anzahl von gut zehn Prozent der Netze 
eine maximale Anzahl von potenziellen 
Kunden zielgerichtet ansprechen, nämlich 
mehr als 60 Prozent aller deutschen Ver-
braucher. Die kleinen Netze und den damit 
verbundenen hohen administrativen Auf-
wand, der in keinem Verhältnis zu den po-
tenziell wenigen Kunden und Erträgen 
steht, umgehen wir bewusst. 

„Je kleiner ein Netz ist, desto weni-
ger Wettbewerb scheint zu herr-
schen und desto weniger können 
diese Netzkunden vom Wettbewerb 
profitieren.“ 

Dieses Verhältnis der kleinen Netze mit 
wenigen Verbrauchern verdeutlicht auch 
der Monitoringbericht 2010 der Bundes-
netzagentur (dort S.85 u. 144).: Mit 87 
Prozent der Stromnetzbetreiber (749) kön-
nen 98 Prozent aller Letztverbraucher er-
reicht werden, d.h. um die letzten, ledig-
lich zwei Prozent der Verbraucher zu errei-
chen, wären vertragliche Vereinbarungen 
mit weiteren 117 (!) Netzbetreibern nötig. 

Hinter vorgehaltener Hand bestätigen 
auch flächendeckend agierende Mitbe-
werber, dass die Lieferung ins letzte klei-
ne Netzgebiet lediglich aus Markenge-
sichtsgründen erfolgt – und nicht aus 
kommerziellen Erwägungen. Folgerichtig 
herrscht in kleineren Netzen weniger 
Wettbewerb. Auch diese These wird im 
Monitoringbericht der Bundesnetzagentur 
bestätigt: Im Durchschnitt sind 43 Anbie-
ter im Verteilnetz tätig, maximal aber bis 
zu 400 Anbieter. Da die großen Netze 
mehr Netzkunden/Einwohner haben, hat 
die Bundesnetzagentur eine „Anbieterge-
wichtung je Einwohner“ durchgeführt 
und ist zu dem Schluss gekommen, dass 
der durchschnittliche Bundesbürger zwi-
schen 124 Stromanbietern wählen kann. 
Folglich müssen die kleinen Netze mit we-
nigen Kunden/Einwohnern wesentlich we-
niger Anbieter aufweisen, das heißt, es 
muss auch sehr viele Netze geben, in de-
nen deutlich weniger als 40 Anbieter tä-
tig sind, oder anders gesagt: in denen 
fast kein (aktiver) Wettbewerb herrscht. 
Je kleiner ein Netz ist, desto weniger 
Wettbewerb scheint zu herrschen und 
desto weniger können diese Netzkunden 
vom Wettbewerb profitieren. 

Dass die kleinsten unter den Netzen weder niedlich noch schützenswert sind, macht der Artikel 
von Dr. Thomas Mecke, Geschäftsführer der lekker Energie GmbH, deutlich. Ineffizienz, Intranspa-
renz und enormer administrativer Aufwand prägen die Situation auf Verteilnetzebene. Die ein-
fachste Lösung ist nach Ansicht Meckes auch die naheliegendste: Netzbetreiber müssten schlicht 
gesetzlich zu transparentem Handeln und rechtzeitiger Offenlegung der Daten verpflichtet werden.

Holpriger Wettbewerb 
durch undurchsichtige Netzstruktur
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Dieses ökonomisch-rationelle Verhalten der 
Lieferanten kann alleine durch die Skalenef-
fekte der Netzgrößen begründet werden. 
Faktisch trägt zu einer Entscheidung für ei-
ne selektive Lieferung auch das potenzielle 
bzw. systemimmanente, wie auch das tat-
sächlich diskriminierende Verhalten der 
Netzbetreiber bei.

Kein anderer EU-Staat hat eine solch hete-
rogene, wettbewerbsfeindliche und ineffi-
ziente Verteilnetzstruktur. Und dennoch 
hatte sich ausgerechnet die Bundesregie-
rung auf EU-Ebene dafür stark gemacht, 
innerhalb des 3. EU-Binnenmarktpaketes 
die vereinfachten Regulierungsanforderun-
gen einer sogenannten De-minimis-Rege-
lung aufrecht zu erhalten. Diese eigentli-
che Ausnahmevorschrift ist jedoch mittler-
weile zum Regelfall mutiert, der offen-
sichtlich auch in der anstehenden Novelle 
des Energiewirtschaftsgesetzes nicht an-
getastet werden soll. Die Auswirkungen: 
90 Prozent der Stromnetze und 95 Pro-
zent der Gasnetze haben unter 100.000 
Netzkunden und fallen damit unter die Be-
günstigung dieser De-minimis-Regel. Je-
ne Netzbetreiber sind etwa von Veröffent-
lichungs- und Ausschreibungspflichten, 
als auch vom Führen eines Differenzbi-
lanzkreises für die Standardlastprofile und 
für die EEG-Einspeisung befreit. Reguliert 
werden diese Netze in der Regel von den 
Landesregulierungsbehörden, die eine we-
niger strenge Regulierungspraxis verfol-
gen. 

Damit hat sich ein regelrechter „Regulie-
rungswettbewerb“ um die „bessere Behör-
de“ entwickelt. Netzdienstleistungen, Betei-
ligungen oder Übernahmen von großen 
Netzen für kleine Netze werden von Netz-
betreibern nur dann als wirtschaftlich ein-
gestuft, wenn damit nicht die De-minimis-
Schwelle überschritten wird bzw. die Zu-
ständigkeit der Regulierung nicht zur Bun-
desbehörde wandert. Die Auswirkungen 
dieser Transparenz- und Wettbewerbs-Be-
hinderungs-Politik bekommen Netzkunden 
und Verbraucher in den kleinen, ländlichen 
Netzen schon heute zu spüren: Eine Aus-
wertung durch das Verbraucherportal Veri-
vox ergab für diese Kleinstnetze um acht 
Prozent höhere Netzentgelte, was 18 € pro 
Jahr für den durchschnittlichen Haushalts-
kunden bedeutet (Quelle: Berliner Zeitung 
am 5.2.2011).

Ob das Netz kommunal oder von einer grö-
ßeren Verbundgesellschaft betrieben wird, 
ist für uns als Lieferant grundsätzlich ne-
bensächlich. Von besonderem Interesse 
sind jedoch die damit verbundenen Kos-
ten, da wir diese an unsere Kunden weiter-
reichen und im Zweifelsfall auch die Höhe 
der Entgelte bzw. die lokalen Unterschiede 
erklären müssen. Hier gibt es großen Nach-
holbedarf. Es fehlen transparente und be-
lastbare Vergleichsgrößen, insbesondere 
vor dem Hintergrund der notwendigen 
Netzinvestitionen und damit verbundenen 
Verbraucherkosten durch erneuerbare 
Energien, z.B. über die Prozesskosten in 
den einzelnen Netzen. Tatsächlich werden 
Effizienzwerte der Anreizregulierung veröf-
fentlicht, die mehr verschleiern als erklä-
ren. 

„Eine konsequente und rechtzeitige 
Veröffentlichung der relevanten 
Monopoldaten könnte auf ein-
fachem Wege Abhilfe schaffen.“

Darüber hinaus gibt es im Markt hinrei-
chende Indizien für eine systematische, in-
formatorische Diskriminierung Dritter. Die 
allermeisten verbundenen Vertriebe haben 
ihre allgemeinen Tarife für den Januar mit 
der gesetzlichen Frist von sechs Wochen 
Mitte November des Vorjahres bekanntge-
geben. Die ab Januar des Folgejahres gülti-
gen Netzentgelte wurden jedoch fast aus-
nahmslos erst im Dezember des Vorjahres 
bekannt gegeben. Wie zufällig passten die-
se Tariferhöhungen jedoch fast immer mit 
EEG-Änderung plus Netzentgeltanpassung 
zusammen. Daraus ergab sich für den 
Markt die absurde Situation, dass wir uns 
mehr an der Konkurrenz als an den regu-
lierten Entgelten orientieren mussten, um 
marktfähige Angebote erstellen zu können. 

Aus dieser auffälligen Kongruenz ein diskri-
minierendes Verhalten der assoziierten Un-
ternehmen abzuleiten, ist schwer nachzu-
weisen. In zwei Fällen schienen die Netzbe-

treiber jedoch die rote Linie überschritten 
zu haben: Zwei verbundene Vertriebe be-
gründeten gegenüber der Presse, dass ihre 
Tarife u.a. wegen anstehender Netzentgelt-
änderungen angehoben werden müssten. 
Die Netzentgelte waren zu diesem Zeit-
punkt jedoch noch gar nicht veröffentlicht. 
Beide Netzbetreiber sind so groß, dass sie 
sogar das gesellschaftliche Unbundling um-
setzen müssen bzw. offiziell umgesetzt ha-
ben. Unsere Eingaben beim Regulierer blie-
ben erfolglos, der Nachweis für die Diskri-
minierung sei nicht erbracht worden, hieß 
es bei der Bundesnetzagentur. 

Aus Sicht der lekker Energie gibt es somit 
enormen Handlungsbedarf, um einen tat-
sächlichen neutralen Rahmen für Wettbe-
werb zu schaffen. Wie oben ausgeführt, 
geht der praktizierte regulatorische Schutz 
für die kleinen Netze schon heute zu Las-
ten der dortigen Netzkunden. Eine konse-
quente und einheitliche Regulierung mit 
allen Pflichten – auch für kleinere Unter-
nehmen, z.B. ab 10.000 Netzkunden, ist 
hierfür ein wichtiger Schritt, jedoch allei-
ne nicht ausreichend. Vielmehr muss das 
Potenzial für die informatorische Diskrimi-
nierung gesenkt bzw. ausgeschlossen 
werden. Eine konsequente und rechtzeiti-
ge Veröffentlichung der relevanten Mono-
poldaten könnte auf einfachem Wege Ab-
hilfe schaffen. Im Rahmen der Abschaf-
fung der physischen Wälzung der EEG-
Einspeisung hat das Bundesumweltminis-
terium die Bedeutung der EEG-Umlage 
als allgemeine Kalkulationsgröße für alle 
Vertriebe erkannt und die ex-ante Veröf-
fentlichung auf den 15. Oktober festge-
legt. Jetzt liegt es am Bundeswirtschafts-
ministerium bzw. an den Regierungsfrak-
tionen, nicht dahinter zurückzubleiben 
und dies auch für die Netzentgelte zu ver-
fügen. Einfachere Lösungen kann es 
kaum geben. Wie ernst es Regierung und 
Parlament mit dem Wettbewerb auf den 
Energiemärkten meinen, wird sich an ei-
ner solchen Regelung messen lassen 
müssen.
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ker Energie GmbH, vormals Nuon Deutschland GmbH. Seine Karriere begann 
der Jurist als Justitiar der RWE AG (1990 - 1994). Als Vorstandsmitglied der 
RWE Telliance AG (1995 - 1999) war Mecke u.a. mit dem Aufbau des Endkun-
dengeschäfts im liberalisierten Telekommunikationsmarkt betraut. Von 1999 
bis 2002 leitete er als Vorstandsvorsitzender die Berlinwasser Holding AG. 
Von 2003 bis 2004 war Mecke Senior Advisor von Lexington Consulting.
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Verteilnetze im europäischen Vergleich
Gastbeitrag von Dr. Ferdinand Pavel

Anzeiger

Infolge von Föderalismus und Gebiets-
monopolen aus der Zeit vor der Libera-
lisierung des Energiemarktes gleicht 
die Unternehmenslandschaft im Be-
reich Verteilnetze in Deutschland ei-
nem Flickenteppich. Nach Informatio-
nen der Bundesnetzagentur sowie des 
BDEW gab es im Jahr 2009 insgesamt 
866 Betreiber von Strom- sowie 695 
Betreiber von Gas-Verteilnetzen.

Bei den meisten dieser Unternehmen han-
delt es sich um kleine beziehungsweise mitt-
lere Betreiber mit maximal 100.000 Kunden. 
Der Anteil großer Verteilnetzbetreiber an der 
Gesamtzahl dieser Unternehmen ist mit 
knapp 10 Prozent bei Strom und etwa 30 
Prozent bei Gas eher gering.

Vergleicht man diese Struktur mit der Unter-
nehmenslandschaft im Verteilnetzbereich 
ausgewählter europäischer Nachbarländer, 
so zeigen sich deutliche Unterschiede: Die 
geringste Anzahl von Verteilnetzbetreibern 
findet sich in Großbritannien. Dort gibt es 
insgesamt nur acht Unternehmen im Bereich 
Strom, sowie vier weitere im Bereich Gas. 
Im Durchschnitt sind diese Unternehmen da-
her deutlich größer als in Deutschland. Auch 
in den Niederlanden ist die Zahl der Unter-
nehmen geringer. Insgesamt gibt es acht Be-
treiber von Strom- und 12 Betreiber von Gas-
verteilnetzen. Entsprechend höher ist der An-
teil großer Unternehmen, die bei Strom die 
Hälfte und bei Gas ein Viertel aller Betreiber 
ausmachen. In Frankreich wird die Unterneh-
menslandschaft in der Elektrizitätswirtschaft 
stark vom Energiekonzern Electricité de 
France (EDF) geprägt. Neben Erzeugung 
und Übertragung betreibt dieser auch 95 Pro-
zent der Verteilnetze. Daneben existieren 
noch rund 170 sehr kleine Unternehmen, 
meist Genossenschaften und lokale Staatsbe-
triebe, die in einem eng begrenzten regiona-
len Raum Strom erzeugen, verteilen und ver-
treiben.

Ein vergleichbares Bild ergibt sich für die 
französische Gaswirtschaft. Hier ist GDF 
SUEZ in allen Segmenten das bei weitem 
größte Unternehmen mit einem Anteil von 
95 Prozent an der landesweiten Erzeugung 

Dr. Ferdinand Pavel ist Manager der DIW econ. Als erfahrener Ökonom be-
schäftigt er sich mit einer Vielzahl praxisrelevanter Themen wie Regulierungs- 
und Wettbewerbsfragen, Innovationen und IKT-Wirtschaft, Finanzanalyse, Ka-
pitalkostenermittlung und Investitionsrechnung. Als Berater war Pavel für 
zahlreiche Unternehmen und öffentliche Auftraggeber aus dem Telekommuni-
kations-, Post- und Energiesektor tätig. Er promovierte an der Humboldt-Uni-
versität zu Berlin.

ten kommt. Ein Indiz in dieser Richtung lie-
fert ein Vergleich der Netznutzungsentgelte 
in Deutschland, Frankreich sowie England 
und Wales (siehe Abbildung). Insgesamt 
zahlen Haushalts-, Gewerbe- und In-
dustriekunden in Deutschland die rela-
tiv höchsten Entgelte. Zwar wird deren 
Höhe neben der Effizienz des Netzbetriebs 
auch von einer Reihe weiterer Faktoren wie 
Bodenbeschaffenheit, durchschnittliche Be-
völkerungsdichte sowie diverse Regulierungs-
vorgaben bestimmt. Ungeachtet dessen er-
scheint die Differenz in der Höhe der Entgel-
te relativ hoch zu sein.

Insgesamt macht dieser Vergleich somit 
deutlich, dass sich die kleinteilige Unterneh-
menslandschaft im Verteilnetzbereich in 
Deutschland sehr stark von den größeren 
Strukturen in den Vergleichsländern unter-
scheidet. Mit Blick auf die in diesem Bereich 
relevanten Größenvorteile liegt daher die Ver-
mutung nahe, dass diese Struktur auch zu 
Lasten der Effizienz des Netzbetriebs geht.

sowie an Verteilung und Vertrieb von Erdgas. 
Darüber hinaus gibt es noch 22 weitere, 
überwiegend kleine Verteilnetzbetreiber.

Auf den ersten Blick erscheint die Zahl der 
Verteilnetzbetreiber in Deutschland somit 
sehr hoch zu sein. Dies ändert sich auch 
nicht, wenn man die unterschiedlichen Markt-
größen der hier betrachteten Länder mit be-
rücksichtigt. Beispielsweise entspricht der 
Stromverbrauch in Frankreich etwa 90 Pro-
zent des gesamten Verbrauchs in Deutsch-
land, während die Anzahl der Verteilnetzbe-
treiber in Frankreich 80 Prozent geringer ist. 
In Großbritannien entspricht der gesamte 
Verbrauch etwa 70 Prozent, während die An-
zahl der Verteilnetzbetreiber dort sogar um 
99 Prozent niedriger ist als in Deutschland.

Da der Betrieb eines Verteilnetzes auf Grund 
seiner Kapitalintensität Größenvorteilen un-
terliegt, ist anzunehmen, dass es aufgrund 
der kleinteiligen Unternehmenslandschaft in 
Deutschland zu erheblichen Effizienzverlus-



Mit dem aktuellen Gutachten „Rekommunalisierung versus Neu-
konzessionierung der Energieversorgung“ will Prof. Dr. Joachim 
Müller-Kirchenbauer gemeinsam mit Prof. Dr. Roland Menges 
von der Technischen Universität Clausthal einen Beitrag zur Ra-
tionalisierung der kontroversen Diskussion leisten. Das Fazit 
der Untersuchung – ein effizientes energiewirtschaftliches Ge-
samtsystem könne auch mit vielen kleinen kommunalen Unter-
nehmen existieren – ruft nach kritischen Fragen des bne.
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bne: Glauben Sie, dass Deutschland 
mit 1.561 Gas- und Stromverteilnetz-
betreibern effizient aufgestellt ist? 

Müller-Kirchenbauer: Die Effizienz bemisst 
sich ja gerade nicht ausschließlich nach 
der Anzahl oder der Größe von Netzbetrei-
bern. Ich würde beispielsweise nicht davon 
ausgehen, dass Frankreich mit seiner zen-
tralistischen Struktur da per se Effizienzvor-

Interview mit Prof. Dr. Joachim Müller-Kirchenbauer

Die Chance für Kommunen
liegt in Kooperationen
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teile aufweist. Natürlich gibt es die grund-
sätzlichen economies of scale. Aber viele 
Größenvorteile können auch ohne eine voll-
ständige Fusion erreicht werden, indem in 
Teilbereichen, manchmal auch mit unter-
schiedlichen Partnern oder Dienstleistern, 
zusammengearbeitet wird. Da gibt es ja 
mehrere sehr erfolgreiche kommunale 
Netzwerke, die das unter Beweis stellen. 
Das heißt im Fazit, dass auch kleinere Un-
ternehmen in vielen Bereichen ihre Effizi-
enz steigern können – in der Regel setzt 
dies aber die Bereitschaft zur Kooperation 
voraus.

Die jetzige De-minimis-Grenze des 
Energiewirtschaftsgesetzes stellt ge-
radezu einen Anreiz dar, Verteilnetze 
möglichst klein zu betreiben – weil 
dann Ausnahmen von den eigentlich 
strengen Entflechtungsregeln gelten. 
Ergebnis: Die Ausnahme ist zur Regel 
geworden, über 90 Prozent der Netz-
betreiber fallen heute unter diese 
Grenze von 100.000 angeschlossenen 
Kunden. Was müsste der Gesetzgeber 
hier ändern?

Man kann die De-minimis-Grenze sicherlich 
kritisch sehen. Ich würde aber nicht so 
weit gehen, dass sie zu einer flächen-
deckenden und gezielten Verkleinerung der 
Netzgebiete führen würde, weil die Netzbe-
treiber damit die operationelle und rechtli-
che Entflechtung zu umgehen suchten. Die 
Anzahl der Netzkunden ist ja nicht so ohne 
Weiteres durch den Netzbetreiber zu beein-
flussen und eine Welle von Netzauftrennun-
gen für einen solchen Zweck sehe ich in 
der Realität nicht. Ich glaube auch nicht, 
dass es bei 100.000 angeschlossenen Kun-
den einen deutlichen Unterschied in der Ef-
fizienz der Netzbetreiber gibt.

Bei sehr kleinen Unternehmen, also deut-
lich unterhalb der De-minimis-Grenze, sto-
ßen die Anforderungen an die Entflechtung 
natürlich an ganz reale Grenzen. Das kann 
auch schon bei der Umsetzung und Wirk-
samkeit der informationellen Entflechtung 
zu Problemen führen. Wenn solche Proble-
me oder Mängel dann zu Diskriminierung 
führen, sind bei den Netzbetreibern unter-
halb der De-minimis-Grenze die Landesre-
gulierungsbehörden gefordert, damit eine 
ausreichende Unabhängigkeit des Netzes 
von vertrieblichen Interessen der integrier-

ten Unternehmen gewährleistet werden 
kann.

In Zeiten steigender Energiekosten 
ist eines der wenigen Mittel zur Kos-
tensenkung die Hebung von Synergie-
potenzialen in den Verteilnetzen. Wie 
könnte das Ihrer Meinung nach am 
besten gelingen bzw. vorangetrieben 
werden?

Hierfür ist die Anreizregulierung weiterhin 
das richtige Werkzeug. Auch wenn mit gu-
tem Grund über Ergänzungen oder Anpas-
sungen der Anreizregulierung diskutiert 
werden muss, damit der Netzumbau für 
die Integration der Erneuerbaren gelingt, 
betrifft dies ja vorrangig die Investitionen. 
Für den effizienten Betrieb der Verteilnetze 
und die Hebung von Synergien gilt dage-
gen weiterhin, dass sie durch die Anreizre-
gulierung am besten gefördert werden. 
Durch sie werden ja die Netzbetreiber zur 
Ausschöpfung von Synergiepotenzialen im 
eigenen Interesse motiviert: Wer durch Ko-
operationen Kosten senken kann, profitiert 
zunächst selbst davon, anschließend wer-
den die Einsparungen an die Netzkunden 
weitergegeben. Mit dem Übergang in die 
zweite Regulierungsperiode wird sich auch 
zeigen, welche Dynamik die Anreizregulie-
rung hierbei entfalten kann.

Demgegenüber wäre es nicht sinnvoll, 
wenn man versuchen würde, etwa durch 
detaillierte staatliche oder regulatorische 
Vorgaben eine solche Hebung von Synergi-
en gezielt anzusteuern.

Auch in der Anreizregulierungsverord-
nung gibt es eine De-minimis-Grenze: 
Kleine Netzbetreiber können am soge-
nannten vereinfachten Verfahren teil-
nehmen und erhalten den Pauschal-
Effizienzwert von 87,5 Prozent – oh-
ne dass eigene Anstrengungen nötig 
wären. Müssten nicht auch und gera-
de für die sehr kleinen Netze Anreize 
geschaffen werden, wirtschaftlicher 
zu agieren?

Ich meine nicht, dass der pauschale Effizi-
enzwert von 87,5 Prozent dazu führt, dass 
keine Anstrengungen nötig wären. Die Ent-
lastung im vereinfachten Verfahren liegt ja 
vor allem bei den administrativen Anforde-
rungen an das Regulierungsmanagement, 

und nicht in einem besonders vorteilhaften 
Effizienzwert. Der Wert von 87,5 Prozent 
liegt ja niedriger als der Durchschnitt im 
Benchmarking, ist also anspruchsvoller. Die 
Kosten des Netzbetriebs müssen auch die 
Unternehmen im vereinfachten Verfahren 
senken, wenn sie profitabel bleiben wollen. 
Und welche der kleinen Netzbetreiber in ei-
ner tatsächlichen Effizienzbewertung bes-
ser oder schlechter abgeschnitten hätten 
als mit 87,5 Prozent, weiß man in der Re-
gel ja nicht. Auch die Netzbetreiber selbst 
konnten sich da in ihrer Entscheidung für 
das vereinfachte Verfahren nicht so ganz si-
cher sein; es gibt aber mit Sicherheit so-
wohl Gewinner als auch Verlierer im verein-
fachten Verfahren.

Welchen Stellenwert messen Sie in 
diesem Zusammenhang Kooperatio-
nen zwischen kleinen Netzbetreibern 
zu, sowohl im Hinblick auf effizienten 
als auch auf diskriminierungsfreien 
Netzbetrieb? 

Der Hinweis auf die notwendige Differenzie-
rung zwischen fragwürdigen Stand-alone-Lö-
sungen kleiner Netzbetreiber und aussichts-
reichen Netzwerken und Kooperationslösun-
gen ist vielleicht der wichtigste Punkt in unse-
rem Kurzgutachten zur Rekommunalisierung. 
Zur Vermeidung von Effizienznachteilen müs-
sen kleine Unternehmen kooperieren. Auch 
auf die Diskriminierungsfreiheit haben Koope-
rationen positive Effekte, da bereits innerhalb 
der Kooperationspartner auf Gleichbehand-
lung geachtet werden muss.

Entwerfen Sie uns Ihr Wunschszena-
rio: Wie groß müssen Verteilnetzbe-
treiber sein, um optimal arbeiten zu 
können? Und ab welcher Anzahl von 
Verteilnetzbetreibern würden Sie von 
einer effizienten Verteilnetzstruktur 
sprechen?

Es wird natürlich weiterhin zu Konsolidierun-
gen, also zu vielfältigen Kooperationsfor-
men, aber auch vollständigen Fusionen und 
Übernahmen kommen. Ich habe aber kein 
Wunschszenario für ein statisches Ergebnis, 
das am Ende steht, sondern eher für einen 
dynamischen Prozess, in dem sich auch Zu-
sammenschlüsse kleinerer oder mittlerer Un-
ternehmen mit großen Netzbetreibern, die 
manchmal weniger flexibel agieren, messen 
können. Fragen: KR



Auch auf der Einspeiseseite gibt es Probleme auf Verteilnetzebene, durch die wertvolle Wind- und 
andere erneuerbare Energie oft verloren gehen. Der Präsident der Bundesverbandes WindEnergie 
e.V., Hermann Albers, schlägt deshalb vor, dass die erneuerbaren Erzeuger den Bau von notwendi-
gen Einspeiseleitungen selbst in die Hand nehmen. Sein Versprechen ist eine rasche und kosten-
günstige Umsetzung. Seine Forderung ist die Verbesserung der gesetzlichen  Rahmenbedingungen.
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Der Anteil der erneuerbaren Energien ist 
seit der Einführung des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes (EEG) vor über zehn Jahren 
rasant angestiegen. Selbst Prognosen, die 
damals als utopisch galten, sind heute bei 
weitem übertroffen worden. Gegenwärtig 
liegt der Anteil der Erneuerbaren an der ge-
samten Stromproduktion bereits bei etwa 
17 Prozent. Fast 40 Prozent davon stam-
men aus der Windenergie, Tendenz stei-
gend. Als Bundesverband WindEnergie ha-
ben wir gemeinsam mit dem Bundesver-
band Erneuerbare Energie errechnet: Be-
reits 2020 kann fast jede zweite 
Kilowattstunde Strom aus erneuerbaren 
Energien geliefert werden. Etwa 60 Pro-
zent davon entfallen auf die Windenergie, 

Windbranche kann Einspeisenetze
schnell und kostengünstig realisieren!
Gastbeitrag von Hermann Albers, 

Präsident des Bundesverbandes WindEnergie e.V.

das entspricht einem Windstromanteil von 
bis zu 30 Prozent der gesamten Stromver-
sorgung. Das ist mehr als der Anteil der 
Atomenergie am gegenwärtigen Strommix. 
In punkto Ausbau sind wir auf einem gu-
ten Weg in Richtung einer kompletten 
Energieversorgung mit erneuerbaren Ener-
gien.

Doch auch der Netzumbau ist wesentlicher 
Bestandteil und Voraussetzung für das Ge-
lingen der Energiewende. Historisch be-
dingt ist der heutige Zustand des Netzes 
auf die konventionelle Stromversorgung 
ausgerichtet. Obwohl seit Jahren bekannt 
ist, dass hoher Umbaubedarf auf allen 
Spannungsebenen besteht und obwohl 

über die Umstellung unserer Stromversor-
gung auf 100-Prozent erneuerbaren Strom 
politischer Konsens besteht, haben die 
Netzbetreiber bisher die notwendigen Maß-
nahmen versäumt. Der Netzumbau hinkt 
dem Ausbau der Erneuerbaren weit hinter-
her. Gerade vor dem Hintergrund aktueller 
Entwicklungen in der Energiepolitik zeigt 
sich, dass hier umgehend gehandelt wer-
den muss.

Netzumbau auf allen 
Spannungsebenen notwendig

Der Netzumbau betrifft nicht nur die Über-
tragungsnetze, sondern alle Spannungs-
ebenen. Eine Studie, die der Bundesver-
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Windbranche kann Einspeisenetze
schnell und kostengünstig realisieren!
Gastbeitrag von Hermann Albers, 

Präsident des Bundesverbandes WindEnergie e.V.

Hermann Albers ist seit 2007 Präsident des Bundesverbandes WindEnergie 
e.V.. Der 1960 geborene Unternehmer plant, entwickelt und betreibt Wind-
parks in seiner Heimatgemeinde Simonsberg sowie an weiteren Standorten. 
Außerdem ist Hermann Albers Vizepräsident des Bundesverbandes Erneuerba-
re Energie e.V..
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band WindEnergie erst kürzlich zum Ein-
speisemanagement nach EEG 2009 erar-
beiten ließ, zeigt deutlich: Fast alle Ab-
schaltungen von Windenergieanlagen im 
Jahr 2009 sind wahrscheinlich auf Über-
lastungen des Hoch- und Mittelspan-
nungsnetzes – des Verteilnetzes also – 
zurückzuführen. Durch den schlechten 
Zustand dieser Spannungsebenen geht 
wertvoller Windstrom verloren. Die Wind-
energiebranche hat dieses Problem er-
kannt und ergreift beim Netzumbau 
selbst die Initiative. Als Bundesverband 
WindEnergie fordern wir, im Rahmen der 
anstehenden Novellierungen des EEG und 
des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 
für Betreiber von Windenergieanlagen 
oder sonstigen EE-Anlagen die Möglichkei-
ten zu schaffen, selbst Einspeisenetze auf-
zubauen und zu betreiben. Wie das in der 
Praxis funktioniert, wird heute schon in 
Brandenburg demonstriert. Dort hat der 
Anlagenbetreiber Enertrag ein 250 Kilome-
ter langes Einspeisenetz mit Erdkabeln 
verlegt. Bei voller Kapazitätsauslastung 
können mit diesem Netz rund 375.000 
Haushalte mit erneuerbarem Strom ver-
sorgt werden. Enertrag hat so zum einen 
gezeigt, dass der Aufbau eines Einspeise-
netzes kostengünstiger ist als der entspre-
chende Umbau des regionalen Versor-
gungsnetzes. Durch die Verwendung von 
Erdkabeln ging der Aufbau des Netzes 
zum anderen durch erhöhte Akzeptanz 
bei der Bevölkerung und geringeren Ge-
nehmigungsaufwand auch viel zügiger 
vonstatten als der Bau neuer Freileitun-
gen.

Historische Chance

Die Windenergiebranche ist sich ihrer Ver-
antwortung bewusst, sich konstruktiv an 
der Diskussion um den Netzausbau zu be-
teiligen und hier Lösungen zu liefern. Die-
ser Verantwortung stellen wir uns. Mit 
der Schaffung von Einspeisenetzen kön-
nen wir den Netzumbau selbst vorantrei-
ben. Wichtig ist jetzt, dass die Politik die 
Weichen richtig stellt und durch die Novel-
lierungen von EnWG und EEG günstige 
Rahmenbedingungen für Einspeisenetze 
schafft. Hierzu sollte ein Instrument eta-
bliert werden, das die Projektfinanzierung 
solcher Netze ermöglicht. Dies befreit al-
lerdings die Netzbetreiber nicht von ihrer 
Pflicht, das Elektrizitätsnetz insgesamt 

aus- und vor allem für die Bedürfnisse 
der erneuerbaren Energien umzubauen. 
In dieser Situation ist es eine historische 
Chance, dass die Novellierung des Ener-
giewirtschaftsgesetzes und des Erneuer-

bare-Energien-Gesetzes zeitlich parallel 
verlaufen. Diese Chance muss der Gesetz-
geber jetzt ergreifen, um so den Weg ins 
regenerative Zeitalter mit sicherem und 
klimafreundlichem Strom zu ebnen.



struktur sein. Dafür sprechen spezifische 
Vorteile wie zum Beispiel eine hohe Akzep-
tanz bei den Endkunden. Einige sehr erfolg-
reiche und für den Wettbewerb wichtige 
Akteure und Kooperationen sind auf dem 
deutschen Markt zu beobachten. Dennoch 
gibt es aus Effizienzgesichtspunkten Beden-
ken gegenüber der momentan zu beobach-
tenden Gesamtstruktur.

„Die Ineffizienzen müssen letztlich von 
den Endkunden getragen werden.“

Die Vielzahl von Netzbetreibern auf der 
Verteilnetzebene führt zu einer Zersplitte-
rung, die es für neue Anbieter sehr 
schwer macht, auf dem Markt für Energie-
versorgung tätig zu werden. Ein Lieferant 
muss mit jedem Verteilnetzbetreiber, in 
dessen Gebiet er anbieten möchte, einen 
Rahmenvertrag abschließen. Dieses ist zu-
nächst einmal mit hohen Transaktionskos-
ten verbunden. Je kleiner der Lieferant, 
je weniger Erfahrungen auf dem deut-
schen Markt und je flächendeckender das 
Angebot, desto deutlicher schlagen sich 
diese Transaktionskosten nieder und be-
hindern die Verwirklichung eines Marktein-
tritts. 

In ihrem Artikel stellt sich Dr. Andrea Schweinsberg vom Wissenschaftlichen Institut für Infra-
struktur und Kommunikationsdienste (WIK) die Frage, ob die heutige Struktur der Verteilnetze in 
Deutschland effizient ist. Die Antwort ist recht klar: Die Verteilnetzstruktur in Deutschland ist 
aufgrund ihrer starken Fragmentierung nicht optimal, das geltende Regulierungskonzept 
behandelt Netzbetreiber unterschiedlich und bestehende Effizienzpotenziale werden nicht genutzt.

bne perspektive

Die Verteilnetzebene in Deutschland ist 
durch drei wesentliche Charakteristika ge-
kennzeichnet: Zum ersten durch Fragmen-
tierung, zum zweiten durch eine geringe 
Größe des einzelnen Netzbetreibers und 
zum dritten durch einen hohen Anteil kom-
munaler Trägerschaft. Laut aktuellem Mo-
nitoringbericht der Bundesnetzagentur 
(BNetzA) gibt es in Deutschland 866 Ver-
teilnetzbetreiber im Elektrizitätsbereich 
und 695 im Gasbereich. Diese Zahlen er-
scheinen insbesondere deshalb sehr hoch, 
weil 91 Prozent der Verteilnetzbetreiber im 
Elektrizitäts- und 94 Prozent im Gasbe-
reich weniger als 100.000 Kunden haben. 
Untersuchungen zeigen, dass in Deutsch-
land die Anzahl der Verteilnetzbetreiber im 
Vergleich zu anderen Ländern, wie etwa 
Frankreich, Vereinigtes Königreich oder 
den Niederlanden in Relation zur Marktgrö-
ße sehr hoch ist.

Die Struktur der Verteilnetzebene ist histo-
risch gewachsen und es stellt sich die Fra-
ge, ob ihre heutige Struktur effizient ist. 
Dieses gilt insbesondere vor dem Hinter-
grund der aktuellen Rekommunalisierungs-
debatte. Sicherlich können kleine Einheiten 
und staatliche Trägerschaft Bestandteil ei-
ner sinnvollen und diversifizierten Sektor-

Wie effizient sind 
deutsche Verteilnetze? 

Die Fragmentierung kann also dadurch, 
dass sie die Möglichkeit von flächendecken-
den Angeboten erschwert, eine Marktein-
trittsbarriere darstellen. Dies vermindert 
die disziplinierende Wirkung des potenziel-
len Wettbewerbs und höhere Kosten schla-
gen sich in höheren Preisen auch für den 
Endkunden nieder. Die Wettbewerbsintensi-
tät auf der Endkundenebene ist vermutlich 
geringer, als sie es in einem konsolidierten 
System wäre. Wie auch Bundeskartellamt 
und Bundesnetzagentur in ihrem Leitfaden 
zur Vergabe von Strom- und Gaskonzessio-
nen darlegen, kann vermutet werden, dass 
kleine Verteilnetze gegenüber großen 
grundsätzlich Effizienznachteile beim Netz-
betrieb haben und einen erhöhten Regulie-
rungsaufwand nach sich ziehen. Diese Inef-
fizienzen schlagen sich auch in den Netzent-
gelten nieder, die letztlich von den Endkun-
den getragen werden müssen. 

Dieses wiederum bedeutet, dass sich im 
Zuge einer Konsolidierung der Verteilnetz-
ebene positive Größeneffekte realisieren 
lassen würden, die sich durch niedrigere 
Netzentgelte wiederum auch auf der End-
kundenebene niederschlagen. Neben dem 
Zusammenschluss von Verteilnetzbetrei-
bern lassen sich Potenziale zur Kostende-
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gression auch durch Kooperationen er-
schließen.

Für Netzbetreiber, die weniger als 100.000 
Kunden haben, gelten drei Besonderheiten. 
Zum einen fallen sie unter die so genannte 
De-minimis-Ausnahmeregelung bei der Ent-
flechtung, d.h. sie sind von den Vorschriften 
der rechtlichen und operationellen Entflech-
tung komplett ausgenommen. Zum anderen 
unterliegen sie der Regulierungszuständigkeit 
der Landesregulierungsbehörden und nicht 
der BNetzA. Des Weiteren können Verteilnetz-
betreiber, die weniger als 15.000 Gaskunden 
oder weniger als 30.000 Elektrizitätskunden 
haben, am vereinfachten Verfahren gemäß 
§ 24 Anreizregulierungsverordnung (ARegV)
teilnehmen. Weil im Strombereich nur 171 
Verteilnetzbetreiber, das heißt knapp 23 
Prozent, rechtlich entflochten sind und im 
Gasbereich gut 26 Prozent, findet der Aus-
nahmetatbestand des Gesetzes auf rund 
drei Viertel der Unternehmen Anwendung. 
Die De-minimis-Ausnahmeregelung gilt je-
doch nicht für die informationelle Entflech-
tung. Es stellt sich hier die Frage, ob die in-
formationelle Entflechtung unabhängig von 
der rechtlichen und der operationellen Ent-
flechtung überhaupt ihre Wirkungen entfal-
ten kann. Eine fehlende Entflechtung kann 
nämlich zu einem Verlust an produktiver 
und allokativer Effizienz führen, weil das In-
teresse an einer optimalen Netzauslastung 
geringer ist als beim entflochtenen Unter-
nehmen und Anreize zur Diskriminierung 
bestehen.

„Bei fehlender Entflechtung 
bestehen Anreize zur 
Diskriminierung.“

Das Auseinanderfallen der Regulierungs-
zuständigkeit zwischen BNetzA und den 
Landesregulierungsbehörden zeigt Indizi-
en für eine fehlende Konsistenz in der 
Entscheidungspraxis. Dieses mag daran 
liegen, dass die Landesregulierungsbehör-
den politisch nicht über die selbe Unab-
hängigkeit verfügen wie die BNetzA. Die 
Monopolkommission hat den Eindruck ge-
äußert, dass die Landesregulierungsbe-
hörden ihre Regulierungstätigkeit nutzen, 
um Industriepolitik auf Länderebene zu 
betreiben. Darüber hinaus sind die Lan-
desregulierungsbehörden personell nur 
sehr schwach besetzt und verfügen im 

Vergleich zur BNetzA nur über eine be-
grenzte Regulierungspraxis.

„Im vereinfachten Verfahren ist der 
Effizienzwert unabhängig von den 
eigenen Anstrengungen.“

Der Großteil der Verteilnetzbetreiber, der 
die Möglichkeit zur Teilnahme am verein-
fachten Verfahren hat, nutzt diese auch. 
Im vereinfachten Verfahren haben die 
Netzbetreiber geringere Berichtspflichten, 
erhalten einen pauschalen Anteil ihrer Ge-
samtkosten als nicht-beeinflussbare Kos-
ten anerkannt und der für sie geltende Effi-
zienzwert wird pauschal angesetzt. Letzt-
genannter bemisst sich, nachdem er in 
der ersten Regulierungsperiode pauschal 
auf 87,5 Prozent sowohl für Strom- als 
auch für Gasnetzbetreiber festgesetzt wur-
de, ab der zweiten Regulierungsperiode 
als durchschnittlicher Wert aller im bundes-
weiten Vergleich ermittelten Effizienzwer-
te. Für die Verteilnetzbetreiber, die sich für 
das vereinfachte Verfahren entscheiden, 
ist dieser Wert also identisch und unabhän-
gig von den eigenen Anstrengungen. Die-
ses bedeutet aber auch, dass weniger effi-
ziente Verteilnetzbetreiber nicht erkannt 
werden und es für sie vergleichsweise ein-
facher ist, eine Effizienzsteigerung von 
vier Prozent zu erreichen als für einen Ver-
teilnetzbetreiber, auf den ein Effizienzwert 
von 96 Prozent wirklich zutreffen würde. 
Es erscheint fraglich, ob die möglichen Effi-
zienzsteigerungspotenziale überhaupt ge-
nutzt werden können. Darüber hinaus soll-
te die Frage gestellt werden, ob der durch-
schnittliche Effizienzwert der Unterneh-
men, die am vereinfachten Verfahren 
teilnehmen und eine ganz andere Kosten-
struktur haben, überhaupt für die kleine-
ren Unternehmen als Richtwert geeignet 
ist.

Diese Überlegungen führen zu dem 
Schluss, dass die Effizienzpotenziale auf 
der Verteilnetzebene nicht vollständig ge-
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nutzt werden und das Regulierungskon-
zept, entgegen seiner eigentlichen Intenti-
on, nicht alle Netzbetreiber gleich behan-
delt bzw. gleich stellt. Hier besteht Hand-
lungsbedarf.

Es ist ein Trend dahingehend festzustel-
len, dass auslaufende Konzessionsverträ-
ge vermehrt von kommunalen Unterneh-
men erworben werden. Dieser Trend wird 
unter dem Stichwort „(Re)-Kommunalisie-
rung“ aktuell diskutiert. Von Seiten der 
kommunalen Unternehmen werden an 
den Erwerb der Konzessionen vielfältige 
energie- und kommunalpolitische Ziele ge-
knüpft. Dabei wird jedoch häufig außer 
Acht gelassen, dass sich die Konzession 
auf den Netzbetrieb beschränkt, der wie-
derum reguliert ist. Es ist also zum einen 
fraglich, ob sich die mit dem Erwerb der 
Konzession verbundenen Ziele überhaupt 
realisieren lassen, und zum anderen, ob 
der regulierte Netzbetrieb nicht effizienter 
in privater Hand wäre.

Nach dem Leitbild einer marktwirtschaftli-
chen Ordnung ist die staatliche Leistungs-
erstellung nur dann gerechtfertigt, wenn 
Marktversagen vorliegt und dann der staat-
liche Anbieter effizientere Ergebnisse her-
vorbringt als der private regulierte Anbie-
ter. Es gibt Gründe, die zu dem Schluss füh-
ren, dass eine privatwirtschaftliche Leis-
tungserstellung in aller Regel effizienter 
ist. Insbesondere kann man davon ausge-
hen, dass bei der staatlichen Leistungser-
stellung regelmäßig auch solche Interes-
sen verfolgt werden, die dem Ziel einer effi-
zienten Allokation zuwider laufen. Für die 
Energieabnehmer würde sich dieses 
zwangsläufig in höheren Preisen nieder-
schlagen. Es gibt daher nur wenige Gründe 
dafür, dass Aufgaben besser erfüllt werden 
können, wenn die Energienetze in kommu-
naler Hand sind. Lässt sich allerdings nach-
weisen, dass die positiven Wirkungen einer 
staatlichen Beteiligung die negativen Effek-
te übertreffen, dann kann die kommunale 
Tätigkeit gerechtfertigt sein.
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Gemeinsame Fachtagung von bne und Britischer Botschaft

Neuer Markt
für Energieeffizienz

bne intern

Die billigste Energie ist jene, die man nicht 
verbraucht – so lautete die Bilanz der bne-
Tagung „A New Market for Energy Efficien-
cy“, die der Verband am 1. Oktober 2010 
gemeinsam mit der Britischen Botschaft  in 
Berlin veranstaltete. Über 50 Interessierte 
aus Wirtschaft, Politik und Verbänden ka-
men zu den Vorträgen der Experten aus 
dem Bundesumweltministerium (BMU), 
dem britischen Department for Energy and 
Climate Change (DECC) und der britischen 
Energy Retail Association (ERA).

Dr. Silke Karcher, Referatsleiterin im BMU, 
stellte die künftigen Vorhaben zur Erhö-
hung der Energieeffizienz in Deutschland 
vor – und plädierte für die Einführung von 

Weißen Zertifikaten. David Purdy (DECC) 
und Frances Williamson (ERA) konnten be-
reits mit praktischen Erfahrungen dienen: 
In Großbritannien gelten massive gesetzli-
che Bestimmungen, die Energielieferanten 
zwingen, ihre Kunden zur Effizienz anzuhal-
ten: „Weniger Energie an mehr Kunden zu 
verkaufen – das ist mittlerweile das Ziel 
der britischen Energieversorger“, so Fran-
ces Williamson.

In einer abschließenden Diskussionsrunde, 
an der neben den Rednern auch Stefan 
Rolle vom Bundeswirtschaftsministerium 
(BMWi) sowie bne-Vorstandsmitglied Dr. 
Jörg Spicker von der Alpiq Energie Deutsch-
land AG teilnahmen, wurde intensiv über 

die im Energiekonzept der Bundesregie-
rung vorgesehenen Pilotprojekte zum Um-
gang mit Weißen Zertifikaten diskutiert. 
Mit deren genauer Ausgestaltung wolle das 
BMWi noch warten, bis die Ergebnisse ei-
ner Untersuchung zum Thema vorlägen, 
so Rolle. Aus der Perspektive eines Energie-
lieferanten gab Spicker zu Bedenken, dass 
die Neuen Anbieter gerade nicht die richti-
ge Zielgruppe für eine gesetzliche Verpflich-
tung zur Durchführung von CO2-Einspar-
maßnahmen seien. Großbritannien hat hier 
– jedenfalls für kleine Newcomer – Ausnah-
men geschaffen: Unternehmen mit weni-
ger als 50.000 Kunden sind von den ge-
setzlichen Vorschriften zur Effizienzsteige-
rung befreit.

Die immer stärker zunehmende Zersplitte-
rung der Verteilnetze ist eine der größten 
gegenwärtigen Gefahren für den künftigen 
Wettbewerb auf den Energiemärkten. Das 
war eines der wesentlichen Ergebnisse der 
bne-Fachtagung zur Novelle des Energie-
wirtschaftsgesetzes (EnWG) am 16. No-
vember 2010 in Berlin.

Über 50 Teilnehmer aus Politik, Wirtschaft, 
Regulierungsbehörden und der Presse wa-
ren der Einladung des bne in die 
saarländische Landesvertretung  in Berlin 
gefolgt. Während Dr. Felix Engelsing, Lei-

ter der 10. Beschlusskammer des Bundes-
kartellamtes, explizit vor einer "Balkanisie-
rung der Verteilnetze" warnte, gab sich 
Detlef Dauke, Abteilungsleiter im Bundes-
wirtschaftsministerium (BMWi), zuversicht-
lich, die Netzprobleme über kurz oder lang 
lösen zu können.

Besonders den in den BMWi-Eckpunkten 
zur EnWG-Novelle vom 27. Oktober 2010 
vorgesehenen Netzentwicklungsplan nann-
te Dauke in diesem Zusammenhang. Dass 
gerade die De-minimis-Regelung – an der 
die Regierung laut BMWi-Eckpunktepapier 

bne-Fachtagung zur Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes

Kartellamt warnt vor
Balkanisierung der Verteilnetze

CN
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ausdrücklich festhalten will – die  Ursache 
jener "Balkanisierung" ist, machten Dieter 
Ploch (eprimo GmbH) und Dr. Thomas 
Mecke (lekker Energie GmbH) deutlich.

Beim Thema Energieeffizienz waren sich 
Dr. Holger Krawinkel vom Verbraucher-
zentrale Bundesverband und Dr. Peter Vest 
vom Kofler Energies Club einig: Maßge-
schneiderte und vom Kunden gewünschte 
Konzepte sind wesentlich erfolgverspre-
chender als ein staatlich verordneter Mas-
sen-Roll-out.

CN



bne stellt vor

Köpfe der Energiepolitik

Folge 11: Fragen an Klaus Breil, MdB
Klaus Breil ist seit Herbst 2009 Spre-
cher für Energiepolitik der FDP-Bun-
destagsfraktion. Im bne-kompass be-
antwortet er Fragen zur Effizienz auf 
Verteilnetzebene und konstatiert: 
Statt einer Zersplitterung im Netzbe-
reich sollten größere Einheiten gebil-
det werden. 

Unter der Prämisse eines verstärk-
ten Ausbaus der Erneuerbaren ge-
winnt die Problematik des Strom-
netzausbaus noch wesentlichere Be-
deutung – insbesondere auf der 
Verteilnetzebene: Deutschland leis-
tet sich als einziges europäisches 
Land 866 Strom- und  695 Gasver-
teilnetzbetreiber. Sind Verteilnetzbe-
treiber damit effizient genug aufge-
stellt?

Mit Sicherheit nicht. Auf europäischer Ebe-
ne drängt uns die Umsetzung des 3. Ener-
giebinnenmarktpakets dazu, den Markt in 
möglichst alle Richtungen weiter zu öffnen, 
auf regionaler Ebene jedoch fallen wir zu-
rück ins Klein-Klein. Darunter leiden beson-
ders kleinere Energieanbieter, die in der 
Konsequenz einer Vielzahl verschiedener 
Netzbetreiber gegenüberstehen. Das ist al-
les andere als effizienter Bürokratieabbau. 
Daher werde ich auch nicht müde, bei je-
der Diskussion zum Thema Rekommunali-
sierung der Netze auch auf die Pflichten hin-
zuweisen, die der Betrieb eines Netzes mit 
sich bringt. Anscheinend erhoffen sich im-
mer mehr Kommunen, mit dem Betrieb von 
Verteilnetzen Energiepolitik machen zu kön-
nen. Dabei verlieren sie die Kostenbelas-
tung aus dem Blick. Aktuell stellt sich zum 
Beispiel die Frage, welche zusätzlichen fi-
nanziellen Belastungen etwa ein flächen-
deckender Roll-out von Smart Metern mit 
sich bringen wird. Statt einer Zersplitterung 
im Netzbetrieb, die Verbraucher und Wirt-
schaft teuer zu stehen kommt, sollten wir 
zu größeren Einheiten kommen und Skalen-
effekte nutzen. 

Wissenschaftler des WIK haben fest-
gestellt, dass die Kleinteiligkeit der 
Verteilnetzstruktur jedes Jahr etwa 5 
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Milliarden Euro kostet. In einer aktuel-
len Studie der TU Clausthal wird die 
Vermutung geäußert, dass die Anzahl 
der Verteilnetzbetreiber in naher Zu-
kunft stark reduziert wird. Durch wel-
che Maßnahmen sollte die Politik die-
se Entwicklung Ihrer Meinung nach 
flankieren?

Zu einer Konsolidierung kommt es dort, wo 
Kommunen erkennen, dass sie durch PPP-
Modelle, Netzfusionen oder Kooperationen 
für sich selbst und für ihre Bürger mit ei-
nem effizienten Netzbetrieb Vorteile gene-
rieren können. Mir fällt dazu beispielsweise 
die BS|ENERGY in Braunschweig ein.

Ebenso wichtig ist, dass wir in der Novelle 
des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) die 
Voraussetzungen für einen fairen Wettbe-
werb um die Netze bzw. Netzkonzessionen 
verbessern. In den nächsten Jahren laufen 
bei einer Vielzahl von Kommunen die Kon-
zessionsverträge aus.

Auf der Strom-Übertragungsnetzebe-
ne gewinnt das Prinzip neutraler Net-
ze zunehmend an Selbstverständlich-
keit. Bei Verteilnetzen, also dort wo 
Erneuerbare eingespeist werden und 
Anbieterwechsel stattfinden, ist diese 
Neutralität noch Zukunftsmusik. Was 
kann der Gesetzgeber tun, um die 
Nachteile fehlender rechtlicher Ent-
flechtung abzumildern?

Fehlende rechtliche Trennung darf nicht be-
deuten, dass diskriminierendes oder miss-
bräuchliches Verhalten dieser Unternehmen 
gegenüber neuen Anbietern geduldet wird. 
Die Landesregulierungsbehörden sind nach 
§ 54 EnWG zuständig für die Aufsicht und 
Regulierung von Netzbetreibern, an deren 
Strom- oder Gasverteilernetz jeweils weni-

ger als 100.000 Kunden angeschlossen sind 
und deren Netz nicht über das Gebiet des 
Landes hinausreicht. Diese De-minimis-Re-
gelung wollen wir erhalten. Ich denke am 
wichtigsten ist, dass Wechselprozesse orga-
nisatorisch möglichst standardisiert und au-
tomatisiert in jedem Netz ablaufen. 

Die umfassendsten Veränderungen 
wurden vor allem durch kartellrechtli-
che Maßnahmen der EU-Wettbe-
werbsbehörden angeregt – man den-
ke nur an den Verkauf des Eon Strom-
übertragungsnetzes. Nationale ord-
nungspolitische Maßnahmen werden 
als ungleich schwächer wahrgenom-
men. Was erwartet uns auf nationaler 
Ebene: Eine immer blassere Ord-
nungspolitik bei gleichzeitigem Erstar-
ken des kartellrechtlichen Instrumen-
tariums?

Ich denke nicht in Gegensätzen zwischen 
nationaler Politik und EU-Politik. Das ge-
meinsame Ziel sind wettbewerblich starke 
Märkte und zwar sowohl national als auch 
im Binnenmarkt. Mit dem 3. Binnenmarkt-
paket ist die Liberalisierung des EU-Binnen-
marktes von Seiten der europäischen Ord-
nungspolitik zunächst abgeschlossen. Wir 
werden diese Regeln mit der in Vorberei-
tung befindlichen EnWG-Novelle umsetzen. 
Von großer ordnungspolitischer Bedeutung 
– wenn wir es so nennen wollen – wird das 
Projekt sein, erneuerbare Energien in die 
Energiemärkte zu integrieren. Auf diesem 
Weg stellt sich eine Reihe von Herausforde-
rungen, wie etwa die Öffnung der Regel-
märkte für erneuerbare Energien. Auch der 
Aufbau von Smart Grids, den das EnWG 
vorantreiben wird, eröffnet neue Möglichkei-
ten für Energieanbieter und Energiedienst-
leistungen. Das sind kraftvolle ordnungspoli-
tische Ansätze, meine ich. Fragen: KR
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